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1043 Mal von vorne angefangen.

3 Mal Ferien abgesagt.

1 neues Verfahren zur Krebsdiagnose erarbeitet.

Nachruf
Du liebe, treue Laute,
Wie manche Sommernacht,
Bis dass der Morgen graute,
Hab’ ich mit dir durchwacht!

Die Täler wieder nachten,
Kaum spielt noch Abendrot,
Doch die sonst mit uns wachten,
Die liegen lange tot.

Was wollen wir nun singen
Hier in der Einsamkeit,
Wenn alle von uns gingen,
Die unser Lied erfreut?

Wir wollen dennoch singen!
So still ist’s auf der Welt;
Wer weiss, die Lieder dringen
Vielleicht zum Sternenzelt.

Wer weiss, die da gestorben,
Sie hören droben mich,
Und öffnen leis die Pforten
Und nehmen uns zu sich.
Joseph von Eichendorff

«Menschen sind wie Stumpen: Beide werden zu Beginn gewickelt,
lassen sich später entflammen und enden als Asche.»

Mark Twain zugeschrieben

Wir nehmen Abschied von unserem lieben Vater, Schwiegervater, Bruder, Schwager und
Grossvater

Werner Hirschi
Dipl. Ing. ETH

13. Dezember 1942 – 14. Februar 2025

In der Nacht hat sein Herz aufgehört zu schlagen. Er war ein Mann voller Tatkraft, mit
praktischem Verstand und weit gespannten Interessen, die ihn von Dübendorf in die Welt
hinausgetragen haben. Er liebte seine Frau über alles, war seinen Kindern ein bewunderter
Vater und genoss die grosse Enkelschar. Seine Mitarbeiter schätzten ihn als Patron alter
Schule, und sein ehrenamtliches Engagement kam vielen Einrichtungen zugute.

Wir werden seine tiefe Stimme, seinen feinen Humor und den Qualm seiner Stumpen
vermissen.

In Trauer und Dankbarkeit
Anna Barbara und Andrea Terribilini-Hirschi
mit Lucia, Paolo, Stefano und Davide

Caspar Hirschi und Martina Schlauri Hirschi
mit Charlotte, Joséphine und Mathilda

Georg und Judith Hirschi
mit Ellen und Claire

Dorothea und Patrick Ackermann-Hirschi
mit Silvan, Hanna, Cécile und Flavia

Erich und Esther Hirschi Carabain

Die Trauerfeier findet am Freitag, 21. Februar 2025, um 10.30 Uhr in der Stadtkirche Winterthur statt.
Anstelle von Blumen gedenke man dem Verein Freunde der Villa Flora mit dem Vermerk

«Werner Hirschi», IBAN CH25 0900 0000 8400 3133 6.
Traueradresse: Anna Barbara Terribilini-Hirschi, Ringstrasse 28c, 8057 Zürich

BESTATTUNGEN UND BEISETZUNGEN

Stadthaus, Stadthausquai 17, 8001 Zürich
Telefon 044 412 40 00
www.stadt-zuerich.ch/bestattungsamt

Bestattungen und Beisetzungen
Dienstag, den 18. Februar 2025

Hartmann geb. Eckmair, Leopoldine, Jg. 1930,
von Zürich, verwitwet von Hartmann-Eckmair,
Hermann, 8037 Zürich, Nordstrasse 113. –
10.30 Uhr Urnenbeisetzung im Friedhof
Nordheim, anschliessend Abdankung
in der Friedhofkapelle Nordheim.

Ibl geb. Schwegler, Silvia Angelika, Jg. 1931,
von Zürich, verwitwet, 8053 Zürich,
Carl-Spitteler-Strasse 100. – 13.30 Uhr
Urnenbeisetzung im Friedhof Rehalp.

Truckenbrod geb. Kälin, Esther Brigitta,
Jg. 1933, von Zürich, verwitwet von Truckenbrod-
Kälin, Albert, 8008 Zürich, Südstrasse 24. –
10.30 Uhr Trauerfeier in der Friedhofkapelle
Enzenbühl.

Wicki geb. Champendal, Lucette Berthe,
Jg. 1925, von Zürich und Escholzmatt-Mar-
bach LU, verwitwet von Wicki, Karl, 8038 Zürich,
Etzelstrasse 14. – 13.30 Uhr Urnenbeisetzung
im Friedhof Manegg, anschliessend Abdankung
in der Friedhofkapelle Manegg.

Bestattungen und Beisetzungen
Mittwoch, den 19. Februar 2025
Abbt, Josef Johann, Jg. 1930, von Brem-
garten AG, verwitwet von Abbt geb. Berger,
Ruth Germaine, 8053 Zürich, Loorenstrasse 64. –
14.30 Uhr Trauerfeier in der röm.-kath. Kirche
St. Martin.

Frei,Marlise, Jg. 1941, von Ehrendingen AG,
8048 Zürich, Rautistrasse 134. – 13.30 Uhr
Urnenbeisetzung im Friedhof Eichbühl.

Stöckli,Max Hans, Jg. 1952, von Zürich
und Muri AG, 8044 Zürich, Häldeliweg 32. –
13.30 Uhr Urnenbeisetzung im Friedhof Manegg,
anschliessend Abdankung in der Friedhofkapelle
Manegg.
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Eine Lehre ohne Abschlussprüfung
Der Widerstand gegen die neuste Bildungsreform an den Berufsschulen wächst – und der Bund irritiert mit falschen Angaben

SEBASTIAN BRIELLMANN

Bisher ist im Schweizer Bildungssystem
noch fast jede Reform umgesetzt wor-
den, auch die umstrittenen. Doch nun
wächst der Widerstand. Es könnte zu
einer kleinen Zeitenwende kommen.
Der Bund will die Abschlussprüfung im
allgemeinbildenden Unterricht (ABU)
in der Berufslehre abschaffen. Diese sei
«zu stark Fachwissen-orientiert» und
darum nicht mehr «zeitgemäss», erklärt
das zuständige Staatssekretariat für Bil-
dung, Forschung und Innovation (SBFI).
Richten sollen es künftig die Erfah-
rungsnoten – und eine Abschlussarbeit.

Von wegen «breiter Konsens»

Würde man sich nur auf die Kommu-
nikation des zuständigen Staatssekre-
tariats verlassen, wäre das der Beginn
einer Erfolgsgeschichte, die nicht auf
eine Abschaffung, «sondern auf eine ver-
änderte Gestaltung der bisherigen Prü-
fungsform» abziele, mit der der «Stel-
lenwert des allgemeinbildenden Unter-
richts gestärkt» werden solle. Klingt

gut, klingt nach Reform. Doch diese of-
fizielle Version ist kaum belastbar – und
das Staatssekretariat spielt keine glück-
liche Rolle.

Als sich im Sommer aus der Pra-
xis und der Politik erstmals grösserer
Widerstand manifestierte, zeigte sich
das Staatssekretariat für Bildung, For-
schung und Innovation unbeeindruckt.
Als im Herbst die Auswertung der Ver-
nehmlassung da war, sprach das SBFI
in einem Bürgerbrief von einem «brei-
ten Konsens» für die Abschaffung. Nur:
Das war gar nicht so. Danach sprach das
Staatssekretariat auf Anfrage nur noch
von einem «breit abgestimmten Kon-
sens der Verbundpartner». Warum die-
ses Zurückbuchstabieren? Darauf gab
es keine Antwort.

Nun liegen die Ergebnisse vor, wel-
che Parteien, Verbände, Kantone, Bran-
chenvertreter konkret für oder gegen
die Abschaffung sind (oder sich neu-
tral verhalten). Und auch in dieser vom
Staatssekretariat veröffentlichten Liste
gibt es irritierende Einteilungen.

Nach Informationen der NZZ hat
das SBFI offenbar mehr Befürworter

aufgelistet, als es tatsächlich gibt, zum
Beispiel die Mitte-Partei. Die Mitte-
Nationalrätin und Bildungspolitike-
rin Regina Durrer sagt: «Die Mitte ist
gegen die Abschaffung der schriftlichen
Abschlussprüfung. Es ist falsch, dass wir
vom SBFI als neutral aufgelistet wer-
den.» Die Partei ist nicht die einzige
Organisation, die fälschlicherweise den
Befürwortern zugeordnet wurde. Auch
Bio Suisse sagt, dass man nicht für den
Wegfall der Abschlussprüfung sei, son-
dern dagegen. Der Kanton Nidwalden
teilt mit, dass man nicht dafür sei, son-
dern neutral (weil man sich gar nicht ge-
äussert habe).

Schönfärberische Aussagen

Grundsätzlich diskussionsbereit sind
die Wirtschaftsverbände. Sie wehren
sich nicht gegen die Einteilung ins Pro-
Lager, aber sie merken an, dass sie ihre
kritischen Gedanken und allfällige For-
derungen wenig berücksichtigt sähen.
Swissmem schreibt zum Beispiel, dass
der Verband der Maschinen-, Elektro-
und Metall-Industrie für eine «Beibe-

haltung eines Qualifikationsverfahrens
(Schlussprüfung)» sei, in der Ausge-
staltung allerdings für Neuerungen zu
haben sei. Darum schreibt ein Sprecher:
«Die differenzierte Haltung kommt in
unserer Stellungnahme jedoch explizit
nicht ganz klar zum Ausdruck.»

Das Staatssekretariat für Bildung,
Forschung und Innovation reagiert
auf diesbezügliche Rückfragen immer
gleich. Es schreibt, dass auch «impli-
zite Zustimmungen als positive Zei-
chen, die für die Revision sprechen, ge-
deutet» würden. Stellungnahmen, «die
zwar auf mögliche Schwierigkeiten oder
Probleme hinweisen, die Reformpunkte
aber nicht ausdrücklich ablehnen, wur-
den als Zustimmung gewertet». Und be-
sonders irritierend: Einzelne Sätze – also
auch solche, die zum Ausdruck bringen,
dass die Abschaffung der Abschluss-
prüfung abgelehnt werde – würden nicht
«isoliert betrachtet».

Diese Fehler räumt das Staatssekre-
tariat auf Nachfrage zwar ein, dies hät-
ten «jedoch keinen Einfluss auf das Ge-
samtbild». Wirklich?

«Fragwürdige Auswertung»

Das erstaunt aus zwei Gründen. Erstens:
In einem Beitrag von SRF vergangene
Woche kamen diese falschen Einteilun-
gen bereits zur Sprache – aber das SBFI
blieb bei der allgemeinen Antwort. Erst
auf konkrete Nachfrage der NZZ gab
man die Fehler zu. Und zweitens, weit
wichtiger: Das Gesamtbild ist selbst bei
der fehlerhaften Auflistung ein differen-
ziertes. Ob Kantone oder Player aus der
Wirtschaft und dem Bildungsbereich:
Etwa die Hälfte der Befragten ist für
die Abschaffung, die andere Hälfte ist
dagegen oder neutral.

Klar ist die Meinung dafür bei den
Parteien. Ausser den Grünen sprechen
sich von links bis rechts alle für eine
Beibehaltung der Abschlussprüfung
aus. Die FDP teilte gerade besonders
giftig aus: «Die Volksschule ist demon-
tiert. Nun greifen linke Bürokraten die
Berufslehre an.» Der Freisinn stelle sich
«entschieden gegen die geplante Ab-
schaffung der schriftlichen Abschluss-
prüfung», die Reform sei «das jüngste
Kapitel in einer Reihe gescheiterter Bil-
dungsexperimente».

Die FDP-Nationalrätin Regine Sau-
ter sagt: «Was mich bei dieser Reform
stört: Obschon viele Praktiker, Lehrerin-
nen und Ausbildner, für die schriftliche
Abschlussprüfung plädieren und gut be-
gründen, warum ein Wegfall nicht sinn-
voll wäre, hält man in der Verwaltung of-
fenbar an diesem Plan fest.» Auch wenn

alle dagegen seien von links bis rechts –
und die Bildungskommissionen von
National- und Ständerat.

Sauter sieht einen beunruhigen-
den Trend: «Leider sind Bildungspro-
jekte heute oft reine Theorie-Refor-
men. Insbesondere sehen wir allgemein
eine Schwächung des Leistungsprinzips:
Keine schriftlichen Prüfungen, keine
Noten mehr.» Junge Menschen müssten
jedoch auch lernen, sich unter Druck-
situationen zu bewähren oder sich mit
anderen zu messen, das werde ihnen
später im Leben helfen.

Kommt nun die Wende?

Das sieht auch die Mitte-Bildungspoli-
tikerin Regina Durrer so. Sie spricht
von einer «fragwürdigen» Auswertung
des Staatssekretariats für Bildung, For-
schung und Innovation – es könne doch
nicht sein, «dass man die Resultate so
grosszügig für die Befürworter ausweist,
nur weil man selbst dafür ist».

Es sei ja in Ordnung, dass die Ver-
waltung von ihrer Reform überzeugt sei,
«aber solche groben Fehler in der Zu-
sammenfassung sind befremdlich. Ge-
nauso wie die Tatsache, dass das SBFI
die starke Kritik aus der Politik nicht
ernst nimmt.»

Rechtlich muss das zuständige
Staatssekretariat auf die Kritik der Par-
teien auch gar nicht zwingend eingehen.
Bei der Reform handelt es sich um eine
Verordnung, der Bund muss das Parla-
ment also nicht mit einbeziehen. Sau-
ter versteht das nicht.Wie man eine Re-
form gegen solchen Widerstand durch-
drücken könne, fragt sie sich. So geht
es auch Durrer. Sie verweist auf die
Empfehlung der Bildungskommissio-
nen, den Entscheid nochmals zu über-
denken oder die Reform mindestens
zu verschieben. Aber die Reaktion des
SBFI sei nichtssagend gewesen – «das
ist enttäuschend». Das Einzige, worauf
man noch hoffen könne, sei, dass Guy
Parmelin als zuständiger Bundesrat die
Notbremse ziehe.

Ob das passiert? Das Staatssekreta-
riat für Bildung, Forschung und Innova-
tion teilt mit, dass vor einem Entscheid
«zum weiteren Vorgehen» noch «Dis-
kussionen in der Bundespolitik» an-
stünden. Diese Aussicht scheint der FDP
nicht attraktiv genug zu sein. Sie wird in
der Frühlingssession eine Motion ein-
reichen, mit einer einfachen Forderung:
Der Bundesrat soll die schriftlichen Ab-
schlussprüfungen beibehalten. Das wäre
dann, sagt Sauter, eine Regelung auf Ge-
setzesstufe – und damit hätte das Parla-
ment das Sagen.

Der Bundesrat sendet positive Signale in Richtung Trump
Vollzieht die Landesregierung gerade eine aussenpolitische Kehrtwende?

SELINA BERNER, BERN

Wenige Wochen nach dem Einmarsch
Russlands in die Ukraine sagte Aussen-
minister Ignazio Cassis zum ukrainischen
Präsidenten Wolodimir Selenski: «Pass
auf dich auf, mein Freund.» Zwei Jahre
später organisierte die Schweiz einen
Friedensgipfel auf dem Bürgenstock –
ohne russische Beteiligung. Jetzt aber,
nur wenige Monate später, will sich die
Regierung Trump mit Russland an einen
Tisch setzen – ohne die Ukraine.Und das
Schweizer Aussendepartement begrüsst
die Initiative. Vollzieht die Schweiz da-
mit eine politische Kehrtwende?

Cassis begrüsst die Initiative

Innerhalb von 24 Stunden werde er den
Krieg beenden, behauptete der US-Prä-
sident Donald Trump noch im Wahl-
kampf. So schnell ging es nicht. Ver-
gangene Woche jedoch telefonierte er
mit Wladimir Putin und skizzierte eine
Lösung, die dem russischen Präsidenten
entgegenkommen würde: Die Ukraine
soll auf die eroberten Gebiete verzich-

ten sowie auf eine Nato-Mitgliedschaft.
In Saudiarabien werden sich Amerika
und Russland diesen Dienstag zu Ge-
sprächen treffen – allein. Europa ist
schockiert. Selenski sagte in einer Video-
konferenz: «Wir können keine Vereinba-
rungen über uns ohne uns anerkennen.»

Das Schweizer Aussendepartement
(EDA) von Bundesrat Ignazio Cassis

erklärte via «Sonntags-Zeitung», dass
die Schweiz «jede Initiative» begrüsse,
die zu «einem umfassenden, gerechten
und dauerhaften Frieden führen» könne.
Für die Schweiz sei es jedoch «entschei-
dend», dass die Ukraine von Anfang an
in die Gespräche mit einbezogen werde,
«da es um die Zukunft der Ukraine»
gehe. Die positiven Signale in Richtung
Trump aus dem EDA haben Politiker
von links bis rechts überrascht. Wäh-

rend die SP-Ständerätin Franziska Roth
erklärte, sie sei «empört», begrüsste der
FDP-Nationalrat Hans-Peter Portmann
den Kurswechsel. Der Bundesrat habe
gemerkt, «dass man sich als neutraler
Staat anders verhalten muss».

Es blieb nicht die einzige aussenpoli-
tische Wortmeldung, die in der Schweiz
in den vergangenen Tagen heftig dis-
kutiert wurde. Nachdem der ameri-
kanische Vizepräsident J. D. Vance an
der Münchner Sicherheitskonferenz
die europäischen Demokratien scharf
kritisiert und erklärt hatte, aus seiner
Sicht sei «die Meinungsfreiheit auf dem
Rückzug», reagierten zwar viele euro-
päische Vertreter entrüstet. Nicht aber
die Schweizer Bundespräsidentin Karin
Keller-Sutter.

In der Zeitung «Le Temps» sagte die
FDP-Politikerin, die Rede des US-Vize-
präsidenten sei «sehr liberal» und «in ge-
wisser Weise sehr schweizerisch» gewe-
sen. Das brachte ihr Kritik ein.Alt-Bun-
desrat und Parteikollege Pascal Couche-
pin erklärte im «Sonntags-Blick»,er sehe
keine liberale Haltung, sondern «eine
Facette von Amerika mit imperialisti-

schen Zügen». Ähnlich argumentierte
Mitte-Präsident Gerhard Pfister auf X:
Er könne «nicht viel echt Liberales» in
der Rede erkennen. Die Grünen-Präsi-
dentin Lisa Mazzone sagte, es sei «ge-
fährlich, wenn sich die Schweiz Trump
so anbiedert».

Im Interesse der Schweiz

Wie sind all diese Signale des Bundes-
rates zu deuten? Eine Kehrtwende in
der Schweizer Aussenpolitik seien sie
nicht, sagt Thomas Greminger, erfah-
rener Diplomat und Direktor des Gen-
fer Zentrums für Sicherheitspolitik. Es
sei im Interesse eines Kleinstaates wie
der Schweiz, gute Beziehungen zu einer
Grossmacht wie den USA zu pflegen.
Alles andere sei «unvernünftig».

Thomas Greminger war vor Ort in
München und hat die Rede von Vance
live gehört. Er empfand sie als «Zu-
mutung». «So redet niemand, der eine
konstruktive Zusammenarbeit mit sei-
nen Partnern will», meint der Spitzen-
diplomat. Er habe gehofft, dass Vance
weniger über Europa herziehe und da-

für mehr über den Prozess zum Frie-
den in der Ukraine spreche. Was noch
nicht ist, könne aber noch werden. Es
sei nun wichtig, «Ruhe zu bewahren und
zu schauen, was wirklich passiert».

Das Treffen zwischen den USA und
Russland in Saudiarabien dürfe nicht
«überinterpretiert» werden, meint
Greminger. Die beiden Länder hätten
schliesslich seit drei Jahren nicht mit-
einander gesprochen. Der Kreml-Spre-
cher Dmitri Peskow sagte am Montag
ebenfalls, dass es bei den Gesprächen
mit Washington vorrangig um die Wie-
derherstellung der russisch-amerika-
nischen Beziehungen insgesamt gehe
sowie um die Vorbereitung von Ver-
handlungen zur Konfliktlösung in der
Ukraine. Gemäss Greminger ist es ent-
scheidend, dass unterschieden wird zwi-
schen Vorbereitungsgesprächen und den
eigentlichen Verhandlungen: «An Letz-
teren müssen alle relevanten Akteure
am Tisch sitzen.»

Bundespräsidentin Karin Keller-Sut-
ter sagte gegenüber «Le Temps» auch,
dass die Schweiz für eine zweite Konfe-
renz zur Verfügung stünde.

Bildungspolitiker fordern:Wer eine Lehre macht, soll weiterhin eine Abschlussprüfung ablegen. PIUS AMREIN / LZM

Keller-Sutter nutzt ein
demokratisches Recht
Kommentar auf Seite 19


